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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Entschließungen bei der Verabschiedung des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet 
- Nrn. 1372, 1960 der Drucksachen - 


Der Deutsche Bundestag hat gleichzeitig mit 
der Verabschiedung des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet in seiner 121. Sitzung vom 
28. Februar 1951 eine Reihe von Entschlie- 
ßungen angenommen, mit welchen die Bun- 
desregierung ersucht wird, verschiedene 
Maßnahmen zur Betreuung von im Ausland 
lebenden Deutschen zu ergreifen. Zu diesen 
Entschließungen bemerke ich folgendes: 

Zu I, 1 und 2. 

Die Bundesregierung hat die internationale 
Konvention über die Rechtsstellung von 
Flüchtlingen vom 28. Juli 1951 am 19. De- 
zember 1951 unterzeichnet Das Ratifizie- 
rungsgesetz wird gegenwärtig im Bundes- 
ministerium für Vertriebene vorbereitet und 
in Kürze dem Kabinett zur Beschlußfassung 
und Vorlage an Bundesrat und Bundestag 
unterbreitet werden. 

Inzwischen hat die Bundesregierung eine 
Einladung zur Mitgliedschaft in dem Bera- 
tenden Ausschuß des Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen angenommen und 
sidi auf der ersten Tagung dieses Ausschusses 
Anfang Dezember 1951 vertreten lassen. 

Zu T, 3. 

Die deutsche Delegation hat sich auf der 
Regierungskonferenz, die im Juli 1951 den 


endgültigen Text der internationalen Kon- 
vention auszuarbeiten hatte, in verschiedenen 
Anträgen für eine Erweiterung und Liberali- 
sierung des Entwurfs eingesetzt, ist jedoch 
mit ihren Anträgen fast stets in der Minder- 
heit geblieben. Die Mehrheit der Delegationen 
ging hierbei von der Ansicht aus, lieber eine 
begrenztere Konvention anzunehmen, die Aus- 
sicht auf Ratifizierung durch eine große Zahl 
von Staaten haben wmrde, als ein groß- 
zügigeres Abkommen auszuarbeiten, das 
mangels einer ausreichenden Anzahl von 
Ratifizierungen nur eine räumlich sehr • be- 
schränkte Bedeutung gewinnen könnte. 

Zu II. 

Die Behandlung der im Ausland lebenden 
Deutschen, soweit sie die deutsche Staats- 
angehörigkeit besitzen, ist weder Gegenstand 
der Flüchtlingskonvention noch Aufgabe der 
mit dem internationalen Schutz für Flücht- 
linge betrauten Organe der Vereinten Nationen. 
Die Behandlung dieser Deutschen wird durch 
Gegenseitigkeitsabkommen mit den auslän- 
dischen Staaten geregelt Lediglich für die 
in der Emigration lebenden Deutschen, welche 
die deutsche Staatsangehörigkeit verloren 
haben, ohne eine neue Staatsangehörigkeit 
zu erwerben, wird der Hohe Komrriissar für 
Flüchtlingsfragen zuständig sein, ebenso für 
diejenigen Volksdeutschen, welche den Status 
nach Artikel 116 des Grundgesetzes nicht 
erworben haben und auch sonst ohne 
Schutzmacht sind. 
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Bei den für die deutschen Staatsangehörigen 
im Ausland maßgeblichen Gegenseitigkeits- 
verträgen ist zu unterscheiden zwischen zwei 
Gruppen von Vertragswerken: 

a) Niederlassungsverträgc 
Von den vom Deutschen Reich geschlossenen 
Niederlassungsverträgen ist zur Zeit nur 
nöch der Vertrag mit der 

Schweiz vom 31. Mai 1890 und 13. 
November 1909 
praktisch in Anwendung. 

Das eine Niederlassungsklausei enthaltende 
Handelsabkommen mit 

Spanien vom 7. Mai 1926 und der 
sieh auf 

Spanisch-Marokko beziehende Nieder- 
lassungsvertrag 

mit Spanien vom 6. Juli 1932 sind nach 
deutscher Auffassung noch in Kraft. 

Auch der mit 

Japan geschlossene Hahdels- und 
Schiffahrtsvertrag vom 20. .Tuli 1927, 
der Fragen des Niederlassungsreehts regelt, 
ist nach deutscher Auffassung noch in Kraft. 

Alle übrigen Niederlassungsverträge oder 
Handels-, Sehiffahrts- und Freund sehafts- 
verträge, die das Deutsche Reich mit zahl- 
reichen Staaten geschlossen hatte, sind durch 
den Eintritt des Kriegszustandes zwischen 
dem Deutschen Reich und diesen Staaten 
unwirksam geworden. Inwieweit eine Wieder- 
inkraftsetzung dieser Verträge möglich ist, 
wird von den mit den einzelnen Staaten zu 
führenden Verhandlungen abhängen. 

Im einzelnen ist hierzu folgendes zu bemerken : 

Der mit den Vereinigten Staaten geschlossene 
Freundsehafts-, Handels- und Konsularvertrag 
vom 18. Dezember 1923 ist deutscherseits zur 
Wiederinkraftsetzung angemeldet. Eine Ant- 
wort der Vereinigten Staaten steht noch aus. 

Mit Großbritannien finden zur Zeit Ver- 
handlungen über eine vertraglidie Regelung 
des Niederlassungsrechts statt, wobei deutscher- 
seits angestrebt wird, die Bestimmungen des 
Handels- und Sdiiffahrtsvertrages vom 2. De- 
zember 1924 wieder in Kraft zu setzen. 

Die Niederlande haben bereits erklärt, daß 
sie den Niederlassungsvertrag vom 19. Januar 
1911 nicht wieder in Kraft zu setzen wünschen, 
haben jedoch durch ihre Botschaft den 
Wunsch zum Abschluß eines neuen Nieder- 
lassungsvertrages zum Ausdruck gebracht. 


Die Frage, ob und wann Verhandlungen 
aufgenommen werden sollen, wird zur Zeit 
geprüft. 

Mit der Südafrikanischen Union finden zur 
Zeit Flandelsvertrags-Bespreehungen statt, bei 
denen auch die Frage der Wiederinkraft- 
setzung des auch das Niederlassungsreeht 
regelnden Handels- und Sehiffahrts Vertrages 
vom 1. September 1928 zur Sprache gekom- 
men ist. Nach dem bisherigen Ergebnis der 
Besprechungen wünscht die Südafrikanische 
Union offenbar keine Wiederinkraftsetzung 
dieses Vertrages, ist jedoch zum Abschluß 
eines neuen Vertrages bereit. 

Mit den übrigen Staaten hat eine Fühlung- 
nahme wegen der vertraglichen Regelung 
des Niederlassungsreehts noch nicht statt- 
gefunden. 

b) Abkommen über Sozialversicherungen 

Es sind bereits in Kraft getreten Sozial- 
versicherungsabkommen mit: 

1. der Schweiz am 1. Juli 1951 - Nr. 1977 
der Drucksachen - 

2. Frankreich am 1. Januar 1952 - Nr. 1480 
der Drucksachen - 

3. den Niederlanden. Vorläufige Anwendung 
ist vereinbart. 

4. Ein Abkommen mit Österreich über 
Arbeitslosenversicherung ist am 19. Mai 
1951 abgeschlossen worden. Durch eine 
weitere Vereinbarung mit Österreich ist 
erreicht worden, daß deutsche Kriegsbe- 
schädigte ebenso wie österreichische Kriegs- 
beschädigte behandelt werden. 

5. Ein Sozialversieh erungsabkommen mit dem 
Vereinigten Königreich von Großbritan- 
nien und Nordirland ist paraphiert wor- 
den; mit der Unterzeichnung des Vertrages 
ist in zwei bis drei Monaten zu rechnen. 

6. Ober ein Sozialversicherungsabkommen mit 
Italien wird gegenwärtig verhandelt. 

7. Verhandlungen über den Abschluß eines 
Sozialvcrsieherungsabkommens mit Belgien 
und Luxemburg werden Mitte Februar 1 952 
beginnen. 

8. Die Verhandlungen über den Abschluß 
eines Sozialversicherungsabkommens mit 
Dänemark sollen sobald wie möglich be- 
ginnen. 

Dr. Adenauer 



